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Zahlentafel 14. 

"Direkte", auf die Einheit der Transportarbeit bezogene Betriebskosten je Plalz-km 
für 3 Hubschrauber wachsenden Tragvermögens an Nulzlasl 
und für 2 neuzeitliche elwa 30silzige Normalflugzeugmusler. 

"Direkte" Betriebskosten je Platz-km für 

HANDLEY 
Beförderurigs- SIKORSKY 555 25-Sitzer 40-Sitzer FOKKER F 27 PAGE 

weite: .HERALD" 

(km) (DM/Platz-km) 

50 0,72 0,34 0,19 

100 0,65 0,29 0,15 

150 0,64 0,27 0,14 

200 0,64 0,28 0,14 0,09 0,08 

250 0,65 0,28 0,15 0,08 0,07 

300 0,68 0,29 0,15 0,08 0,07 

350 0,70 0,30 0,16 0,08 0,06 

400 0,72 0,32 0,17 0,08 0,06 . 

500 0,36 0,19 0,08 0,06 

Anmerkung: Bruchteile von Dpf. wurden abgerundet. 

Zahlenlafel 15. 

Kenngrö~en der beiden hypolhetischen Hubsch,rauber 
(25- und 40-Silzer). 

25-Sitzer 40-Sitzer 

Abfluggewicht (max): kg 14800 20900 

2 X Pratt & Whitney 2 X Napier "Eland" 
Triebwerk: - R 280O-SO-Motoren EI1-Luftschrauben-

turbinen 

Abflugleistung des Triebwe;ks: PS 2x2000= 2X3000= 
4000 6000 

Reiseleistung des Triebwerks: PS 1750 3750 

Dauergeschwindigkeit im Waage- km 
rechtflug bei Reiseleistung des 190 250 

h 
Triebwerks: .. 

Zuladung: kg 3350 655O 

Grö~te zahlende Last: 2125 3400 
(raummä~ig bedingt) kg 

{25 Fluggäste mit (40 Fluggäste mit 
Gepäck, je 85 kg) Gepäck, je 85 kg) 

Brennstoffgewicht : kg 980 2850 

Besatzung, 2 Mann: kg 160 160 
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Zur Problematik der Beförderungsteuererhöhung 
im Werldernverkehr 

- Eine Stellungnahme -

Von Dr. H. St. Sei den f u s 

I. 
Die neuerlich vürgelegt'en statistischen Mitteilungen des Kraftfahrt,.Bundesamtes 
über den W,erkfernverkehr mit Kraftfahrz1eugen haben die' Diskussion um die 
Auswirkungen des V,erkehrsfinanzgesetzres vüm 6.4.1955, die bereits im Juli im 
Gef,olge der V,eröffentlichungen der "Ergebnisse einer Enquete der Spitzen:Qrgan~ 
saüonen der gewerblichen Wirtschaft und der Landwirtschaft" bezüglich der 
"Auswirkungen der Beförderungsteuererhöhung im W,erkfernverkehr" 1) in Gang 
geklOmmen ,war, f,ortgdührt. 

:Aus vielen Meldungen' der Tages,. und Fachzeitschriften ist zli sehen, wie sehr 
sich bereits die öffentliche Meinung mit diesem PrübLem befaßt. E~ stimmt in 
diesem Zusammenhang sehr nachdenklich, daß Schlagz,eilen wie "Anhaltender 
Rückgang des W,erkfernverkehrsl' 2) ,oder F'eststelhmgen wie "Auffasstmg, daß 
eine weitere Erhöhung der Beförderungsteuer gegenwärtig nicht vertretbar ist" 3) 
auf Grund von Interpl'etationen und Untersuchungen 'entstanden sind, die dies,e 
Urteile zumindest .als fraglich 'erscheinen lassen. Bedenklich erscheint dies be,. 
sünders deshalb, weil ,eben jene öffentliche Meinung infolge mangelnder sach,. 
lieh er Kenntnis der Problemlage durch di'ese nicht unbestreitbar,en Urteile f,est" 
gelegt wind. Es ist daher angezeigt, in eine Auseinandersetzung mit diesen 
Feststellimgeneinzutreten, um .ein klareres Bild über die häufig und sicher nicht 
immer zu Unrecht getadelten V,erhältnisse im deutschen W·erkfernv·erkehr zu 
beklOmmen, sofern dies .auf Grund ,einer Untersuchung, die sich auf den Zeitraum 
eines halben Jahres nach Erhöhiung der Beförderungsteuer 'erstreckt,~) über,. 
haupt schon möglich ist. - Die Stellungnalune soll v,orwiegend von der methodi" 
sehen Seite her erfolg,en.' 

1) "Die Auswirkungo'll der Dorördcrungstcuel'erhölmng im vVorkfcrnverkehr auigrund des Verkehrs" 
finaflzgl,sd~es vorn 6. 4. 55 / Erg>e·lmi~sü 'einer EllquNe der Spit7JCIl'organi,sation€fl dpr gowcrhlidwn 
vVirLschafi und der Landwirtschaft" / Juni 1956 / D{mLscher Industrio- uml IIandclstag, Bundl's­
verband der Deutschen Industrie, Gesamtverband des Deutschen Groß- und Außenhandels, Zentral­
verband des gcnosSJenschafllichen Groß- und Außenhandels, Zcntralverband des Doulschen 
Handwerks, HauptgemBinschaft des, Deutschen Einzelhandels, Verband der LandwirtschaftskamlIlern, 

. zitj,crL als "ErgebnisSoO . . ." 
2) "Verkchl~,-Wirtschaft" mit "Der ISraftvcrk.ehr" Nr.32 vom 11.8.1956, S.l 
3) "Ergebnisse ... ", a. a. 0., Vorbemerkung 
~) Düo DonkschrifL der Spitzenvcrbändc der deutschen vVirL~chaft untersucht di'B Entwicklung des 
zwoiten Halbjahres 1955. \, 
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U. 

Die Denkschrift befaßt sich in ihrem ersten Teil mit einer Darstellung der unter" 
schiedlichen Belastung des V,erkehrs mit Beförderungsteuer, sie gibt danach einen 
verkehrsstatistischen Ueherblick über die Entwicklung des W·erkfernverkehrs im 
Jahre 1954 und 1955, um schließlich in einer Zusammenfassung die Ergebnisse 
der von-den Spitzenorg,anisationen durchgdührten Erhebungen darzulegen. -­
Diese Ergebnisse werden im zweHen T,eil der Schrift im ,einzelnen ,erläutert. 

'A. 

In der Denkschrift wird gesagt: "Die Ergebnisse der Erhebungen" (auf Grund 
eines Fragebogens) "'" stehen in Uebereinstimmung mit den Ergebnissen der 
amtlichen Statistik des Kraftfahrt"Bundesamtes." - Die Denkschrift bringt in 
ihrem Teil A 'einen "verkehrsstatistischen Ueberblick", in dem nicht allein die 

Ergebnisse" der amtlichen Statistik des Kraftfahrt"Bundesamies dargestellt, son~ 
dern durch die Spitzem~erbände "interpretiert" werden. Ehe wir uns mit den 
Erhebungen im ,einzelnen beschäftigen, ist es daher notwendig, diese Inter" 
pretation zu überprüfen. 

Auf Seite 15 wird festgestellt: "Währ,end alle Verkehrsträger einen beträchtlichen 
_ Verkehrszuwachs aufweisen, ist im W,erkfernverkehr infolge der ,erhöhten Be" 
förderungsteuer im dritten und vierten Quartal die Beförderungsmenge rück" 
läufig." 

ZweierLei ist hierzu zu bemerken: 

Erstens ist nach der Tabelle auf Seite 14 der Denkschrift die Beförderungsmenge 
des W,erkfernverkehrs im dritten Quartal genau auf der gleichen Höhe wie im 
zweiten Quartal, geblieben, so daß von 'Ciner Rückläufigkeit nicht gesprochen 
werden. kann. Andererseits ist die Rückläufigkeit im vierten Quartal, wie aus 
der V,ergleichsreihe von 1954 zu 'ersehen, wo im vierten Quartal dn nahezu ,ebenso 
starker Rückgang zu verzdchnen war (./. 0,47 Mio t gegenüber .j. 0,62 Mio t 
1955), nicht ohne weiteres als sais,ommüblich zu bezdchnen. 5) 

Diese V,ermutung wird bestätigt, wenn man die V,eränderungen der Quartal5" 
mengen bei der Bundeshahn und dem gewerblichen Güterverkehr (S. 14 der 
Denkschrift) überprüft: 

Bundesbahn 
1954 
1955 

Veränderung IV. gegenüber UI. Quartal 
+ 7,59 Mio t 

gewerblicher Güferfernverkehr 
1954 
1955 

+ 6,91 Mi,o t 

+ 2,33 Mio t 
+ 0,71 Mio t 

5) Zum anderen wird darauf hingowiB~ell, daß der Werkfernverhihr ,im Ur. Quartal 1955 gogcnüber 
dem gleichen Zeitraum in~ Vorjahr u~ 7,?%, im IV. Quartal 1955 ge~cnüJ;,cr soga::. ur,n 1O,~% 
weniger bcfö"Jert hat. NlmmL man dK1S'Ü Zah1cJ1 fl~l' s,idl, SIO ergeben SIlO kom vo!LsWind.lges fhld. 
Dio Ursache für ,Jiüse beträchtliche llcförderungsrnlmglYncülbuße I'i,egt nämEch auch darin begründet, 
daß der vVerkfernvürkehr im Gegen~'atz zu 195,1 schon il1 s·",incn Be.fördcrungsmcngün d()~ n. 
QuarLals 1955 gegenüber (tom 1. QuarLa11955 nur eine Zunahme von 0,95 M'il~ i (1954 i~l gl?ichen 
Zeitraum aber 1,68 1\1io t !) zu v·er1JCiJClmen hat. Der 1955 v,-"rzöger~o Anshcg muß $IIch Nl der 
zweiten Jahr~hälfLe, zicht man das Jahr 1954, in dem cine s{ürmischc Aufwärt&DI1Lwicklung zu 
verz.c.ichnen war, zum V..,rg],ekh heran, ~n el1Lspreclwud hohzren vVerLen der DcJ'ördcrullgseinbußen 
Ilicder&chlagen .. 
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Bei im Jahr 1955 absolut höher liegenden Beförderungsmengen dieser heiden 
V,erk,ehrsträg.er ist also auch hier in diesem Jahr 'Cine verminderte Tendenz im 
IV. Quartal ,festzustellen. ' 

Zur Erklärung dieser Entwicklung sei folgender Passus aus duem Ueberblick 
über die konjunkturdie Lage in W,estdeutschland zitiert: 6) 

"Etwa seit dem Herbst 1955 hat sich der bis dahin immer steiler werdende ;An" 
stieg des Nominalwertes des Bruttosozialprodukts ,abgeflacht. Real gerechnet 
kommt dieser v.organg mindestens ,ebenso deutlich zum Ausdruck. Dies'er Wandel 
wurde stärker und früher als bei der Gesamtheit von pvoduktion und Dienst" 
leistungen in der Entwicklung der industriellen Erz'eugung sichtbar; die Industrie 
ist ,aber der Schrittmacher der Expansion. In ihr ließ sich die Produktion: im 
ganzen bereits im dritten Viertel des vergangenen Jahres nicht mehr beschleunigt 
vergrößern; im IV. Quartal verlangsamte sich das Wachstumstempo beachtlich." 
An ,anderer Stelle wird zum ·einzdnen z. B. gesagt: 7) "Zum Jahresende waren 
mehr Bauarbeiter arbeitslos als Ende 1954." 8) 

Wir sehen, daß diese abgeschwächte Entwicklung im Werkfernverkehr in dnem 
gewissen Zusammenhang mit der V,erkehrsentwicklung bei Bundesbahn und ge" 
werblichem Güterverk,ehr steht und insgesamt in der allgemeinen Konjunktur" 
entwicklung des Jahres 1955 'eine hinlängliche Begrünc!~\ng findet. 

Zweitens ist die Behauptung, daß diese Bewegung der Befördenmgsmengen im 
Werkfernv·erkehr in der zweiten Hälfte des Jahres 1955 auf die erhöhte Be" 
förderungsteuer zurückgeführt werden müsse, nicht bewiesen. 

Einmal kann man nach dieser statistischen Darstellung nicht von dnem he" 
merkenswerten Rückgang' spr,echen, ,andererseits können für die leichte Ab" 
schwächung im IV. Quartal 1955 eine Vielzahl von Gründen maßgeblich sein. 
Diese v,erschiedenen UrsachenkompleX!e gehen .aher aus der Verkehrsstatistik 
keineswegs hervor. 

Wdterhin wesentlich scheint folg,ende Feststellung (S. 17): "Die Verkehrskurvle 
des W,erkfernverkehrs verläuft, deutlich beeinflußt durch die Beförderungsteuer" 
erhöhung ,ab Juni 1955, abweichend v,on dem allgemeinen Konjunkturverlauf". 
Als Beweis hierfür wird dne Tabelle der Indexzahlen aufgestellt, aus der zu er" 
sehen ist, daß die tonnenkilometrische LlCistung des W,erkfernverkehrs von Juni 
bis September lediglich :eine kontinuierliche Steigerung von 100 auf 105 auf" 
weist, gegenüber verhältnismäßig größ,even Steig,erungen bei anderen Verkehrs" 
trägern, dann aber auch, daß sie danach' stärker abfällt im V,ergleich zu gewerb,,, 
lichem V,erkehr und Bundesbahn. 

Nun ist damit aber keineswegs bew~esen, daß die Beförderungsteuererhöhung 
alleinige oder überhaupt die Ursache für diese Entwicklung sein muß. An sich 
gilt das ZUV'ÜT Gesagte auch für diese Tabelle. Es kommt hier jedoch noch fot. 
gendes hinzu: 

6) vVirLschaflskonjunkLur, llerichLc des IFO-IlIsltituts. für WirtsclJaftsforschung, München, 8. Jg., 
lIeft 195G, S. 5/6 
7) Wirtschaftskonjunktur, a. a. 0., S.2G 
8) lIierboi ist zu beJenken, daß die DaukonjunkLur für die Entwicklung des vVerkfernverkehrs von 
&ehr großeI' HedcuLurF' ist, 'üntfällt doch etwa oin VierLeI de'r gesallltml BeförderungsloisLnngen 
des W€rkfcrnverkehrs ~uf Güter der llauwirts'Chaft (incl. "SLeine und El'(1cn"). Am diesem Grunde 
wurde dieser Passus· ziLiert; auf das ProbLem des· vVerkfcrnverkehrs und der llauwirlschafL wird 
weiLer unten noch eingegangen werden. 
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Es ist bekannt, daß die Werkfernverkehr betr,eibenden Unternehmungen ilu'en 
Lkw"P,ark so bemessen, daß 'er nach 'einer ,optimalen Beschäftigung ausgerichtet 
ist. Im Falle dner Absatzsteigerung besteht für das Unternehmen ja die Mög" 
lichkeit;-auf den öffentlichen V,erkehr zurückzugreifen. In ider Tat ist die Dirnen" 
sionierung des W,erkv,erkehrsapparats der Unternehmungen in aller Regel nach 
diesen Ueberlegungen ausgerichtet, so daß aus dieser Indexentwicklung, die sich 
zudem in relativ geringer Abweichung von der übrigen Inde},Jentwickhl11g bewegt, 
derart weitgreifende Schlüsse u. E. nicht mit Sicherheit gezogen werden können. 
Die Tatsache, daß der W·erkfernv.erkehr keine Reserven vorhält, 'erklärt diese 
unterproportionale Steigerung zur Genüge. - Die Gegenüberstellung mit dem 
Produktionsindex ist insofern fraglich, als ja die Lagerhaltung der Produktions" 
unternehmen die Auswirkung einer Produktionsveränderung auf den V'erkehrs" 
sektor häufig verschiebt. - Daß der Indexv·erlauf bei der Binnenschiffahrt keinen 
Anhalt bietet, wird in der Denkschrift mit Hinweis auf die Niedrigwassermonate 
festgestellt. - Es bleiben ,also als V'ergleichsmaßstäbe nur die beiden Ind<!xl'eihen 
der Bundesbahn, die bekanntlich in den Herbstmonaten ihre jährliche V,erkehrs" 
spitze aufzuweisen hat, tl11d des ge~erblichen Güterfernverkehrs. 

Bei beiden ist, wie schon gesagt, dne stärkere Leistungssteigenl11g ab Juni 1955 
festzustellen,als sie im W'erkfernverkehranzutreffen ist. - Im Gesamten verläuft 
die Entwicklung jedoch im Vergleich zu den .anderen Reihen keineswegS 
"atypisch" - sondern nur unterproportional. Diese Tatsache scheint mit dem 
Hinweis ,auf die mangelnde Reserv.ehaltung des Werkfernverkehrs hinl1eichend 
erklärt. 
Das einzige, was man aus diesem "Verkehrsstatistischen Ueberblick'" in der Denk" 
schrift, der aus richtigen Zahlen ermittelt worden ist, mit Sicherheit ableiten kann, 
ist folgendes: 

Offensichtlich ist dne Erweiterung des Werl<fernv,erkehrsapparates im zweiten 
Halbjahr 1955 nicht mehr ,erfolgt. Die Indexberechnung ist insofern irreführ,end, 
als sie grundsätzlich nur dann in der vorgenommenen W,eise angestellt werden 
könnte, d. h. ohne weitere Interpl'etation Urteile erlauben würde, wenn die Ent" 
wicklung des Jahres 1954 kontinuierlich in die Entwicklung des Jahres 1955 
übergeleitet hätte und damit in gewisser Weise "Maßstab" für die Verhältnisse 
des Jahres 1955 gewesen wäl'e. 

Das zeigt deutlich dn V,ergleich der Tabelle auf S.16 mit der Tabelle der Enb: 
wicklung der Beförderungsmengen auf S. 14. Während in letzterer die beförderten 
Mengen des HI. Quartals 1955 gegenüber dem IH. Quartal 1954 bereits um 7,3 0/0 

abgenommen haben, ist in der Indextabelle für dieses Vierteljahr noch eine Index" 
steigerung von 103-105 (1954 = 100) zu verzeichnen. Das kann nur bedeuten, 
daß die durchschnittliche Beförderungsweite in dem IH. Quartal 1955 höher War 
als im IH. Quartal 1954. - Viel wesentlicher ist, wie gezdgt, dn Vergleich der 
auf S. 14 gezdgten Entwicklung der Quartale 1954 und 1955, ,aus der zu ,ersehen 
ist, daß der W,erkfernverkehr im IH. Quartal 1955 auf der gleichen Höhe der 
Beförderungsmengen v,erharrte wie im 11. Quartal 1955 und im IV. Quartal 
einen kaum stärl~er'en AbsHeg zu verzeichnen hat als das IV. Quartal 1954 gegen" 
über dem IH. Quartal 1954. 
Diese beiden Hinweise mögen deutlich machen, daß ,es nicht ausreichend ist, 
diese wenigen Zahlemeihen miteinander zu v,ergleichen,' um zu 'einer richtig·en 
Interpr·etation der Ursachen der Veränderungen der· beförderten Giitermengen 
un~ geleisteten T'Ünnenkilometer im Werkfernverkehr zu kommen. 

, ~'-~<-1'-~ 
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B. 
Wie schon gesagt, werden die Er~ebnisse der Erhebungen als ühereinstimmend 
mit den Ergebnissen der amtlichen Statistik des Kraftfahrt"Bundesamtes ange" 
sehen. Es wird als'Ü in der Denkschrift dne Gegenüberstellung der statistischen 
Interpretation mit dem Befraglmgs'ergebnis vmgenommen. Es ist demnach an" 
gez-eigt, -eine Würdigung der von den SpitzenorganisatIonen durchgeführten Er" 
hebungen anzustellen. . 

\ 

.1) Das Material. 

Versuchen wir, uns über die Bedeutung .der vorlie~enden D~nkschrift Klarheit 
zu verschaHen. Es ist hierzu notwendig, zunächst das Material in Aug·enschein 
zu nehmen, aus dessen Auswertung die Denkschrift zustande gekommen ist. Die 
Spitzenorganisationen haben hierzu den W!eg der Frageb'Ügenerhebung gewählt. 
Dreierlei Dinge sind hierbei kritisch zu prüfen: 

1. Der Modellwert ,oder repräs!entative Charakter der Befragung,' 
2. Die Begründung der Befragung gegenüber den Befragten, 
3. Die Aufstellung des Fragebogens selbst. 

1. Der Moddlwle:rt oder :r.epräseintativ.e Char,akter der Befl1agung. 

Es geht bei Umfragen ja immer darum, Beohachtung,~>n in ,einer solchen W,eise 
systematisch anzustellen, ,daß die E~gebnisse der Beohachtungen der Wissenschaft 
und Praxis nützliche InEo:rmationen vermitteln. 9) Daher gelten der Sicherung 
,einer repräs!entativ1en Auswahl ganz besonder,e Anstl1engungen. In aller R,egel 

_ wird hierzu heute das V'erfahl1en des "quota sampling" 'v,erwendet, <ein V,erfahren, 
das allgemeine Anerkennung ~efunden hat und in seine:r -eigentlichen Frage" 
stellung zu klär,en versucht, wdche Gruppenunterschiede hinsichtlich einer Frage 
berücksichtigt und wie viele Angehöri~e jeder dieser Gruppenhefragt w,erden 
müssen. Es handelt sich also darum, ,einen V'erteUungsschlüssd zu entwerf.en, 
bei demz. B. nach Gallup sechs Gesichtspunkte herücksichtigt werden: Wohn" 
gegend, Stadt oder Land, ökon'Ümische Schicht, Alter, BildungsstuEe und politische 
Affinität. Diese Gesichtspunkte können nicht nur, s'Ündern müssen je nach Art 
der Fragestellung v,erändert wlerden. Dahei ist ,es ,aber wichtig, bei der'repräsenta.. 
tiven Auswahl aus dem GesamtkoUektiv spezifische Faktoren, die das gesuchte 
"Durchschnitts"bild verfälschen können, auszuschalten. - Man sieht deutlich, 
daß "die Anzahl der befragten Personen" ... "hinsichtlich ihrer Bedeutung für 
die V,erläßlichkeit der Resultate hinter der Sorgfalt der Auswahl" zurücktritt. 10) 
Der Modellwert der vorliegenden Erhebung beträgt 14 0/0,11) d. h. daß von 22000 
W,erkfernverkehr treibenden Betrieben 3000 Firmen ,erfaßt worden sind: (Daß 
damit zugleich 6'0 % der beförderten M<en~en lerfaßt wurden, spielt für den R'e" 
präsentaHonswert der Erhebung zunächst keine ,entscheidende Rolle.) 

. Nun geht fl1eÜich aus der Denkschrift nicht hervor, in' w:elchem Maße die v·or" 
genannten Fovderungen <einer vepräs,entativ,en Auswahl erfüllt worden sind. Es 
werden lediglich ,einige Anmerkungen über die R,eakHon der Firmen mit kleineren 
ßeförderungsmengen.im V,ergleich zu ähnlichen Firmen mit größeven Beförde" 
rungsmengen auf die Beförderungsteu'eranhebu'ng gemacht. Es folgt weiter -ein·e 

9) U. Jetter, Einige zus1i:tzlichc ßcm<lrkungeTIi' über Wert und Gl'enron l'epräs'(mtat~ycr Auswahl­
methoden, in Empirische 8ozialforschung, 'Frankfurt/i\L, 1952, 8. 118 
10) P. R. IIof~Üitter, Di€ Psycholog~c der öffenÜichm Meinung, Wiml 1()49, 8. 163 
11) Eigelmisse ... , S. 23. 
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Anmerkung über dne außergewöhnlich große Erfassung in der Holzbranche. 
Diese wenigen Angaben ,erlauben zweifelsohne nicht, über den repräsentativen 
W,ert der Erhebung ein genaues Urteil zu fällen. 

Es feh.le;,damit aber völlig wichtige s'~zi010gische Merkmale, die für die Brauch~ 
barkeit der Auswertung von außeDordentlicher Wichtigkeit sind. So z.-B. das Alter 
der Unternehmung, ihre Größe, ihDe Rechtstorm, die .landschaftliche V,erteilung 
der Unternehmungen und anderes mehr. Man könnte aus einer solchen Auftei? 
lung wichtige Schlüsse ziehen im Hinblick auf die Richtigkeit der Angaben, die 
Einstellung des Unternehmens zum Staat, die Unternehmungsorganis,atLon, die 
Genauigkeit der Kalkulation und vieles andere mehr, was für die Beurteilung der 
Antworten von großer Bedeutung sein dürfte. Es ist ja nur zu lOHensichtlich, daß 
ein im Zuge der 1949 beginnenden Konjunktur 'entstandener Betrieb auf ganz 
andere \VTdsie kalkuliert ,als dn ,alteingesessener BetrieB und daß, - um dn ander,es 
Beispiel zu wählen -eine P'ersonengesellschaft im Hinblick auf die v,erschiedenen 
steuerlichen Behandlungsmöglichkeitenein anderes Marktv'erhalten zu zeigen 
pflegt als <eine Gesellschaft, die dem Körperschaftssteuerrecht unterliegt. AUe dieSle 
Dinge bedürfen dner sürgfältigen Berücksichtigung, will man W,ert und Unwert 
der Antwürten gültig beurteilen. ' 

Inwieweit diesen Grundfürderungen an dIe SichersteUung der r,epräsentativen 
Auswahl in der vürliegenden Denkschrift Rechnung getragen wurde, läßt sich 
nicht sagen, da hierzu außer den beiden angesichts der Heterogenität der U nter~ 
nehmungen durchaus ung,enügenden Tabellen auf S. 24 keine Angaben gemacht 
werden. 

2. Die BegriIDdung der Befr,agung gegenüb~ doo Befragten 

Die Art und W,eise, in der die Bitte um Beantwürtung ,eines Fragebogens an 
dnen ausgewählten Kreis von Unternehmern herangetragen wird, spidt eine 

,große Rolle für die subjektive Einstellung der Befragten. Ein besonderes 
Gefahrenmoment jeder Befragung ist ja der Suggestiveinfluß der Verwendung 
vün affektbetonten Würten. Und so kommt man nicht darum herum, sich an 
einigen f,ormulierungen des Begleitschreibens der Spitzenverbände zu dem über~ 
sandten Fragebogen zu stoßen. - Wenn hier z. B. davon gesprochen wird, daß 
,es ,auch weiterhin das "bes,ondeDe Anliegen der Spitzenverbände sein wird", "die 
vürges1ehenen weiteren Steuerhöhung,en abzuwenden", und das Begleitschreiben 
fürtfährt: "Um diesen Bemühungen den nötig,en Nachdruck v,erleihen zu können, 
halten wir ,einen Ueberblick über die bereits zu !verzeichnenden, bzw. in Zukunft 
zu 'erwartenden Auswirkungen des V,erkehrsfinanzgesebes für erforderlich", 
um dann (fettgedruckt!) anzufügen: "Wir w,enden uns deshalb an Sie mit der 
BiHe, uns bei diesen Bemühungen zu unterstützen und 'den beiliegen~len Frage~ 
bogen möglichst genau auszufüllen", so ist anzu~ehmen, daß 'diese Bemühungen, 
lies Abwendung weiterer Steuererhöhungen, wie oben ,ausgedrückt, die subjektive 
Einstellung des Befragten zum Fragehogen sehr färben. 

Es ist natürlich klar, daß man den Befragten plausibel machen muß, warum sie 
gerade diesen Fragebüg-en beantworten sollen. Man muß dabei aber bestriebt 
sein, jede Präjudikation zu vermeiden. Das ist in diesem Falle offensichtlich 
nicht geschehen; denn der g.anz-en Anlage und Ausführung nach drückt das 
Begleitschreiben sehr deutlich aus, daß die Antworten des Fragebogens ein Mittel 
im verkehrspolitischen Kampf um die Frage der Regulierung des Straßenverkehrs, 
hier insbesündere des W,erkfernverkehrs darstellen. Es wäre zweifelsohne richtiger 
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gewe5en, nicht die Rolle der unrerz·eichneten Spitzenorganisationen n'Üch einmal 
besonders herauszustreichen, die den ang-eschriebenen Unternehmern ja ohnehin 
klar sein dürfte, sondern einfach und relativ neutral festzustellen, daß ,es den 
Spitz>enorganisationen darum g-ehe, sich ,einen Ueberblick über die Ihereits zu v,er'< 
zdchnenden bzw. in, Zukunft zu erwartenden Auswirkungen des Verkehrs,< 
finanzgesdz-es zu verschaHen. 

Wir müssen hier ,.1150 kritisch' feststellen, daß d~e Befragten mit ,einer bestimmten 
Einstellung an den Fragebogen herangehen mußten, qie ,etwa dahin charakterisiert 
werden kann: Es geht danun, Tatsachen nachzuweislen, dj,edie vorgesehene 
weitet'c Steuer,erhöhung.en abwenden können. - Man wird sicherlich' nicht 
bestt'eiten können, daß der Ueberprüfung der in den Fr,agebogen gemachten 
Aussagen, die als Tatsachen hingestellt werden, damit besündere Bedeutung 
zukommt. 

3. Die A'Ufs~ellung ,des Fr,agebogens 

Nun zum Fragebogen sdbst. - Er lerfüllt ohne wdter:es die Forderung nach einem 
richtigen Aufbau. Man muß sich aber hei dnem 'Fragebogen "beständig den 
Unterschted zwischen ,Tatsachen' und ,Einstellungen' vm." Augen halten, will man 
nicht Gefahr laufen, Antworten zu erhalten, die Mdnungen und Einstellungen 
wiedergeben, wähDend man nach Tatsachen fürscht und umgekehrt." 12) S'Ü wird 
auch bei den Fragen zu unterscheiden sein zwischen sülchen Fragen, die 
Einstellungen zugänglich sind, und 50lchen, die lediglich eine Beantwortung 
nach den Tatsachen zulassen. Nur dann kann man darüber befinden, wie weit 
der Befr,agte "seine" Meinung oder die "v'Ürherrschende ,MIeinung" zum Ausdruck 

. bringt. 13) Nun finden wir 1n den Fra"gebügen meht'er'e Formulierungen, die 
solchen Einstellungen zugänglich sind. So z. B. in Frage 3: 14) 

"Wenn j.a, auf welche Art der im Vterk-ehrsfinanzg-esetz enthaltenen M-ehr,< 
belastungen gründet sich Ihr Entschluß zur Aufgabe bzw. -Einschränkung," 
(Ihres W'erkf,ern v,erkehrs): ,,-a) Erhöhung der Kfz."Sveuer? b) Erhöhung der 
Mineralölsteuer? c) Erhöhung der Beförderungsteuer von 1 auf 3 pfftkm? 
d) Sonstige Gründe." 

Der Befragte weiß genau, daß 'es hier um die BeförderungsteueDerhöhung geht, 
und ,es darf daher ,angenommen wlerden, daß v:Qrwiegend die Erhöhung der 
Beförderungsteuer bei den Befr,agten, auf die die dritte Frage überhaupt zutrifft, 
als Grund angegeben wird. 15) - Des weitet'en sind natürlich alle zukunfts". 
bezogenen Fragen dner willkürlichen Interpretation zugänglich. (So z. B. die 
vierte Frage: "Ist - falls z. Zt. nocH keine Einschränkung vmliegt - für die 
Zukunft dne solche als Folge der Beförderungsteuer,erhöhung au"f 3 Pfftkm in 
~ussicht genommen?" Oder die Frage 5: "Wird dLe im Ges·etz vorgesehene­
BeföJjderungsteuer.erhöhungauf 4 pfftkm ab 1. 10. 1956 und auf 5 Pfftkm ab 

J2) Bureau of Appl,icd Social Hes,earch, ColumlJia Universi.l.y, "Der Aufhau von Fragebogen", in: 
Praktische SozialforsdlUng, h;erausgegchen von H. König, Dortmund' - Zürich 1!'J52, S.43. 
13) K. von Stackcl.hcrg, Die Frage und ihre Forrnu]'üorung, in: Empirischo S07:ia]fol'schullg, a, ,a. 0., 
ScitB 175. . 
11) Es wurde zuvor di'e Frage g()sldlt: "Hat di'l) Steuererhöhung im Vcrkehrsfinanzgesütz vom 
G. 4. 1955 bereits zu ,ciu()r Aufgahc bzw. Eimchränkung Ihrcs vVork f ,e r n verkehrs gdührLil " 

15) Gegen di,e Fragestellung als solche iSlt u, E. nüchts' einzuwenden. Man muß di-ese Frage so 
und in di-eser UnLergl~edcrung steHen. Es, geht, wie zuvor gesagt, ja auch nur dartllll, für die Aus­
wortung, d, h. Beurteilung der Antwort zu wissen, daß ün ill·r "EilJl~tenung<!ll" - im Gegensatz zu 
Tatsachen - zum Ausdruck kommen können. 
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1. 4.1958 eine Aufgabe bzw .. Einschränkung Ihres Werk f ,e rn v-erkehrs' ver" 
anlassen?" Insbes'Ondere wird dies deutlich bei Frage 9, W'O dneAntwort darauf 
gegeben wer~en süll,. was im Falle einer Beibehaltung des W,erkfernv-erkehrs 
geschehen wmd und m Unterfr,age b) und c) folgende Fragen gestellt werden. 
,,&echnen Sie damit, daß die im Verkehrsfinanzgesetz für 1. 10. 1956 und 1. 4. 1958 

. v~rgesehenene~l~öhten Sätz~ der Befördenmgsteuer bei Ihnen zu Preiserhöhung'en 
fuhren 'werden? und: "Wild Ihr Betrieb durch die steuerliche Mehrbelastung 
aus dem Verkehrsfinanzgesetz in die Yerlustzone geraten?" - Es bedarf wDhl 
kaum weiterer Erläuterun~en, da!). d~rch .diese Fragestellung bei der Aufmachung 
des ganzen Fragebogenseme PraJudlkatton der Antworten gegeben sein muß. -
Eine gewisse Ungeschicklichkeit ist in Frage 7: "Halten Sie Ihren Werk fe r 11" 
v-erkehr im bisherigen Umfange aufrecht?" zu verzeichnen. Für diejenigen die 
diese Frage bejahen müss·en und nicht die im Verkehrsfinanzgesetz vorgeseh~n'Cn 
steuerlichen Yergünstigungen üder die noch immer günstigere Transportmöglich" 
keit im Y,ergleich zu den Frachtsätz,en des RKT oder des DEGT als Gntnd 
angeben können, werden hier eine Reihe von sonstigen Vorteilen (individueller 
Kundendienst, Ersparnisse an Verpackung, Umladekosten, An" und Abfuhr" 
l<Josten,termingerechte Anlieferung, Leerguttransport, W,erbung, Inkasso, Emp" 
findlichkeit des Gutes) bereitgehalten, die für die Beibehaltung ,entscheidend sein 
"können". - Y,ersetzen wir uns doch in die RoHe des Befr.agten, der natürlich 
gegen dne Erhöhung der Beförderungsteuer ist, (was man ihm schließlich' nicht 
ve.rüheln kann,) und weiß: daß. ,es ~un darauf ankommen wird, die Beibehaltung 
semes W,erkfernv,erkehrs un blshengen Umfange so zu begründen, daß daraus 
nicht geschlossen werden kann, die Erhöhung der Beförderungsteuer habe keinen 
Einfluß auf ihn gehabt! Diese Begründung wird ihm hier ,erleichtert; er braucht 
nur nach der AufEordentng im 'Fragebogen zu 'handeln: "Zutl1effendes bitte 
unterstreichen." - Es wär,e richtiger g,ewes,en, die Befragten selbst die Gründe 
für die Beibehaltung ihres W,erkf.ernvlerkehrs darlegen zu lassen. Es ist sicher 
daß das Bild der Antworten ,ein anderes geworden wäDe. ' 
Die Antworten sind in aller Regel nach dem ,einfachen Prinzip "Ja/Nein" Vor~ 
geschrieben, abgesehen v'On Frage 6 und der Möglichkeit, noch,persönliche An" 

'merkungen hinzuzufügen. "Einfache Antworten ,Ja/Nein' ... sind für Fragen 
geeignet, die nach Tatsachen 'Oder bereits abgeklärten Pr,oblemen forschen. Aber 
selbst hier ist ,es im allgemeinen wünschenswert, dne ,Zwischenstufe, wie ,zweifel< 
haft', ,unentschieden', ,gleichgültig', ,kein Unterschied', ,beides' usw. hinzuzufügen. 
Andererseits liegt darin auchdn leichter Ausweg für Leute, die keine Lust zum 
IAntworten haben. Eine Abstufung der Antwortmöglichkeiten ,ergibt aber ge .. 
wöhnlich genauere Inf'Ormationen, als ,eine bloße Alternative und macht zudem 
die Frageannehmbar'er." 16) Nun wird man nicht behaupt,en wollen, daß die 
hier im iFrag,ebogen angeschittenen Dinge zu den "abgeklärten ,Problemen" 

. gehörten. Mit dieser einfachen BeantWortung "Ja/Nein" kann man lediglich 
Alternativmerkmale (und dies in rdativ undifferenzierter W,eise!), durch die nur 
dn kleiner Ausschnitt des Tatsächlichen gepackt wird, fassen. "Meßbare Merk" 
male" (wie Einkommen, Kosten usw.) bedürf,en ,einer ausführlicheren 'Beant" 
wortung, in der auch die Intensitätsgrade der Mdnung zum Ausdruck kommen 
können. . 

,Bei unserem Bemühen, uns üher die Bedeutung der vorliegenden Denkschrift 
Klarheit zu v,erschaHen, mtißtel?- wir uns zunächst in dieser dreifachen Frage:-: 

, 
16) llure:m 01' Applied Social Re:learch, a. a. 0., S. 7G. 
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stellung dem Mat~ri~l sowie den Umständen, unter denen es gewonnen wurde, 
zuwenden, um dle m der Denkschrift v'Orgenommene Auswertung beurteilen 
zu können. -:- \Vir mußten bei allen drei Fragen, die zu stellen waren, zu unserem 
Bedauern kritische Einwendungen 'erhebm. 

1. Inwieweit der Befragung dn r,epräsentativ,er Charakter zuk'Ommt, bleibt 
zweifelhaft. ' 

2. Die Art und Weise, in der die Befragung an die Unternehmen herangetragen 
wurde, hat mit Sicherheit in den Befragten den Eindruck erweckt, 'es gehe bei 
den Antwmten um dn Mittel im verk'ehrspolitischen Kampf um die Yerkehrs" 
ordnung (- was, wie wir an der Denkschrift 'Isehen, auch der Fall ist). Damit 
aber sind die Antworten präjudiziert, ihr Realitätsgehalt ist ,erheblich herab 
gemindert. 

3. Bei der Fragestellung selbst muß man sich der Unterscheidung zwischen 
cinstellungszugänglichen und tatsacheng,ebundenen Antworten bewußt sein. 
Nur letzteren kommt ein gültiger Auss.agewert zu. AUe anderen Antworten 
müssen überprüft ,oder - soweit dies nicht möglich - riecht vmsichtig gewertet 
werden. - Als unbedingt "tatsachengebunden" kann man nur die Antwort 
auf Fragen 1 und 6 .hezeichnen, 17) w'Obei die auf Frage 6 vorgeschriebene 
Antw'Ort "Ja, teilweise" (neben "Ja/Nein") natiir1ich wieder Ungenauigkeiten· 
~nsich birgt. - Alle anderen Antwmten sind nicht "tats.achen~ebund:en". 
Dies schließt ihrle wahrheitsgemäße Beantwortung nicht aus, soweit piese 
überhaupt möglich ist 18); sie ist aber bei der Interessenlage der Befragten 
keineswegs sicher. 

Diese grundsätzlichen Einwendungen bezüglich des Wirklichkeitswertes der 
Befragung müssen gemacht werden. 

b) Die ~uswertung 
. W,enden wir uns nun den "Ergebnissen der Erhebung" 19) zu. ' 

In der Auswertung der Fragebogenerhebung werden v,erschiedene Schlüsse 
gez'Og,en, zu denen - wie bislang vom rein M,ethodischen her - Stellung genom" 
men werden s,011. . 

1. Es wird gesagt, daß die Erhöhung der Beförderungsreuer "in der Erzeugung 
'Und im Handel geringwertiger Güter in viel grö'ßerem Umfang,e Produktions" 

17) Frage 1: "Was fahren Sie im Werk fern yerkehr?" 
a) Welcho GüLer? 
L) Wdcho Mengen? ... im Kalenderjahr 1954. 

Frage G: "Sind Si{l unter tcilweisoer oder vollständbger Aufgabe Ihres 'Verk fe r n verkehrs' 
auf den öffentlichen Verkehr üLergegangeri? Und zwar: 
. a) Auf den geworhsmäßigen Güter f ern verkehr? 
L) Auf die llundesbahn? 
c) Auf di·Q Wasls,erstraße? 
d) Oder übergehen Sie das lloförderungsgut einem Spedilcur, dem Sie d,ie \Vahl 

des VerkehrsmitLels überlassen? . 
18) So z. B. hei Frage' 3 h1ciht es eine milli(} EnnC\Ssensfra~.c, oL der Entschluß zur Aufgahe Imv. 
Einschrällkung der ,erhöhten Kfz.-Stel1cr, der erhöhten l\linca'alölsteuer oder der. orhöhten lle­
föruerungsLeuc·r Zuzusdlreiben ist. - AehnlLches gilt auch für di,e Fragen nach Preiserhöhungen, 
Produkti,ons- und Ahsatzein~chränkungen, d~e durc.h ,1ie BeföruerungsLeucranhelJl111g verursa.cht 
wurden. Den Zus.ammenhang dioes,er drei Größ.eIl kanu mun u. E. nicht kennen, s·ofcrn dem Unter­
nehmen nicht i)inc une!.asotische Nachfragü gegcnüherskht. 
19) ErgeLnisso ... , a. a.O., S. 23 H. 
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und Absatzeinschränkungen und Preiserhöhungen" nach sich gezogen hat als 
in der Erzeugung und im Handel hochwertiger Güter." 20) Daraus ~'ird 
geschloss!en, "daß bei geringwertigen Gütern der Werkv,erkehr heute min" 
Idestens in gleichem Maße betriebsnotwendig ist und seine Zurückdrängung 
daher ebenso zu erheblichen wirtschaftlichen und finanziellen Folgen für die 
Firmen führt wie bei hochwertigen Dütern." - Schließlich wird eine Inter" 
pretation des Kraftfahrt"Bundesamtes herangezogen,21) in der ,es heißt, daß 
nach Inkrafttreten des Verkehrsfinanzg1eslCtzes "im W·erkfernverkehr teilweise 
beachtliche Einschränkungen festzustellen" war'en, "so daß in den folgenden 
Monaten bis zum Jahresende die Leistungen nicht mehr den Stand der 
gleichen Monate des V,orjahres 'erreichten." Der Rückgang der Befördenmgs" 
mengen wie "leistungen beträgt im 2. Halbjahr 1955 rd. 10% gemessen an 
den Werten für 1954. - Auf Grund der "allgemeinen Konjunkturentwicklung" 
wird der ,effektive Rückgang in der Auswertung sogar auf 'etwa 20% geschätzt. 
Und dies ,alles im Gefolge des V,erkehrsfinanzgesetz,es. -

Das sind sicherlich sehr schwerwiegende Feststellungen, mit denen man sich, 
obwohl der W,erkfernverk.ehr nur ca. 4% der Beförderungsleistung ialler 
Verkehrsträger erbringt und obwohl von den hier befragten 14 0/0 aller werb 
fernverkehrstreibenden Unternehmungen nur ca. 5 % (14 % = 100) ihren W,erb 
fernverkehr aufgegeben, 47 % ihn ,eingeschränkt haben, gar nicht ernsthaft 
befassen kann. 

Ist es wirklich so, daß der W,erkfernverkehr, gemessen an der konjunkturellen 
Entwicklung, einen Rückgang von nahezu dnem Fünftel seines 'Umfangs 
zu verzeichnen hat? In der Denkschrift wird die Produktionszunahme vom 
IH. Quartal 1954 zum IH. Quartal 1955 den V,eränderungen der Beförderungs" 
mengen im gleichen Z'eitraum gegenübergestellt, wobei -eine st])enge Kor" 
relation zwischen diesen beiden Rdhen unterstellt - der Rückgang von 
6,45 M10 auf 5,8 M10 t Gan sich müßte es wohl 5,96 M~o t heißen, s. T.abelle 
S. 14 der Denkschrift) einer ·effektiven Einschränkung von 19,7% gleich 
käme. Kann man aber (ganz abgesehen davon, daß 'es doch wohl unzulässig 
ist, ,ein Quartalsergebnis ohne wei~el'es auf das ganz,e Jahr zu pl'ojizieren!) 
unterstellen, daß es <eine Paral,lelität zwischen diesen beiden Entwicklungsreihen 
gibt? Sicherlich nicht. Von der allgemeinen Konjunkturentwicklung wer'den 
die dnzelnen Unternehmungen doch stets in sehr unterschiedlicher Wdse 
beeinfIußt. 

Unterzi:chen wir zum Beweis di,es'er Behauptung den Bausektor, auf den in 
der Denkschrift häufig hingewiesen wird, dner kurzen Betrachtung, und zwar 
die Bauleistung, die mit den Beförderungsleistungen in diesem Wirtschafts" 
zweig im engsten Zusammenhang steht. Es 'empfiehlt sich dies auch deshalb, 
weil in der Denkschrift in diesem Sektor die schwerstwiegenden Schädigungen 
festg,estellt werden: Im Baustoffgroßhandel schränkten 83 % der Firmen ihren 
Werkfernverkehr dn, 13% gaben ihn auf. - Auch das Kraftfahrt"Bundesamt 
spricht von "größeren Rückgängen" bei den Gütergruppen der Bauwirtschaft. 
Folgende Zahlen mögen die Entwicklung der Bauwirtschaft illustrieDen : 2J) 

20) Ergelmis,o ... , u. a. 0., S.25. 
21) Ergclmbso ... , u. <l. 0., S.2G. 
22) WirlschaftskonjulIkllll", a. a. 0., 8. Jhg., Heft lJ5G, 2. Beilage, S. 7. 
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1955 

Index der Bauproduktion J J A S 0 N D 
arbeitstägl. (1936 = 100) '242 230 232 232 226 232 187 *) 

gdeistde Arbeitsstunden .250 255 261 256 249 240 201 

im Baugewerbe (Mill. St.) *( vorläufige Zahl) 

Wir sehen deutlich, wie sich bereits im IH. Quartal 1955 die Stagnation und 
sogar Entspannung des Baumarkts ,abzuzeichnen beginnt, die im IV. Quartal 
1955 ülre saisonal wie konjunktur,eIl bedingte Fmtsetzung findet. - Es ist 
demnach im gesamten Bausektor eine Verminderung des LlCistungsvolumens 
im 2. Halbjahr 1955, die den lOben ,angeführten "Pl'oduktions" und Absatu 
dnschränkungen" gleichzusetz,en ist, zu konstatieren. Sollte der Schluß ,erlaubt 
sein, daß zwischen di,eser Entwicklung und der Erhöhung der Beförderungs" 
steuer ,ein Kausalzusammenhang besteht? Eine Antwort mif diese Frage er" 
übrigt sich u. E. - Vielmehr ist der Rückgang der Beförderungsmengen des 
Werkfernv,erkehrs in diesem Wütschaftsbereich - zumindest in dnem nicht zu 
übersehenden Umfang -auf die allgemeine Wirtschafts entwicklung zurück" 
zuführen. Prod~lktions" und Absabeinschränkungen sinq)n aller Regel s'eine 
Ursache, aber 111cht seine FlÜlge .. 

Bedenken wir nur das Gewicht, das dem Werkfernv'erkehr in' der Bauwirt" 
schaft im Rahmen des g,esamten W,erkEernvlerkehrs. zukommt, so ,erscheint 
angesichts der Gründe, die zu seiner Abschwächung gef4hrt haben, der ge" 
samte Rückgang des W,erkEernv'erkehrs von 100/0, :von dem das Kraftfahrt" 
Bundesamt spricht, weniger gravier,end, und ,es ist bei 'einer verantwortungs" 
vollen Beurteilung offensichtlich nicht zulässig, volkswirtschaftliche Schäden 
schlechthin zu k'Ünstatiel'en oder von ICinem auch bei geringwertigen Gütern 
"betriebs bedingten" W,erkEernvlerkehr zu sprechen, ganz ,abgesehen davon, daß 
l111an über die Auslegung des Begriffs "betriebsbedingt" verschiedener M'ej" 
nung sein kann. - Die Tatsache, daß der W,erkfernverkehr z. T. ,eingeschränkt 
oder gar aufgegeben wurde, bedeutet ja schließlich nicht, daß er vorher "he" 
triebsbedingt" ,war, sondern lediglich, daß 'er ,aufgrund der neuen Kosten" 
situatton nicht mehr rentabel ist. Das ,aber hat mit betriebsbedingt nichts 
zu tun. 

2. In dner &eihe in der Denkschrift zitierter Zuschriften wird auf die Erschwe" 
rung der Absatzbedingungen der Untemehmen hingewiesen, die häufig gerade 
da ,eint])eten, "wo Unternehmen bereits mit ICiner gewissen Standortungunst 
zu kämpfen haben 23). Diese F'eststellung mag in Einzelfällen zutreffend sein. 

. Man ,darf jedoch dabei nicht vergessen, daß ein Großteil der sog. wirtschafts" 
schwachen Randgebiete durch die Ausnabmer,egelung des § 12 Abs. 2, Ziff. 3, 
V,erkFinG 1955 lOhnehin begünstigt wird. - WlCiterhin sollte man nicht über" 
sehen, daß die öffentlichen Landv!erkehrsmittel in ihrer gemeinwirtschaftlich 
orientirerten Tarifgestaltung gerade d1es'e wirtschaftsschwachen Gebiete begün" 
stigen: '- Schließlich aber kommt man zu folg1ender Ueber1egung: Es wird, 
wenn vlÜn Absatz'einschränkungen gesprochen wird, hier so getan, als müsse 
die Steuer überwälzt werden, was si:e, als Ausgleichsmaßnahme gedacht -
gerade nicht slÜll! Die Unternehmen sollen vielmehr veranlaßt werden, genau 

23) Ergebnisse, <l. <l. 0., S.30. 
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zu rechnen, wa; der Werkfernverk·ehr eigentlich "kostet".24) - Dabei treten 
off5!nsichtlich ö~onomisch nicht berechtigte Standorte zutage. Diese hin" 
wiederum werden z. T. durch die oben angeführten Maßnahmen des Ver" 
kehrsfinanzgesebes aus raumpolitischen Gründen bevorzugt; andere Unter" 
nehmungen - sütern sie nicht auf die g,emeinwirtschaftlich bedingten Vorzüge 
des öffentlichen Tarifsystems zurückgreif'en - gehen ihr,es Standorts u. U. 
verlustig. Damit ist aber n.och nichts über die v.olkswirtschaftliche Berech" 
tigung des V,erkehrsfinanzgesetzcs gesagt. Man muß sich vielmehr u. E. bei der 

, Beurteilung der Auswirkungen' stets vor Augen halten, daß Raumpolitik, d. h. 
indir,ekt subv1entionierte Standortpolitik, Aufgabe der öffentlichen Hand und 
nur v.on ihr sinnvoll durchzuführ·en ist. 

3. Schließlich möge noch kurz auf die Problematik der Preis'steigerungen im 
Gefolge.der Beförderungsteuerlerhöhungeneingegangen sein. Die Denkschrift 
drückt sich hier sehr vmsichtig aus und weist auf die sehr komplexe Natur 
der die Preisbildung beeinflussenden Faktoren hin. 25) Auf die Bedeutung der 
konjunkturel1en Entwicklung des vergangenen Jahres für die "Pr'Cisauftriebs" 
tendenzen" wird leingegangen. - In diesem Zusammenhang kann ,es wenig 
befriedigen zu lesen, daß von denerfaßten Unternehmen, eHe Prdserhöhungen 
!Vmgenommen haben, rund 'ein Viertel die Beförderungsteueranhebung als 
maßgeblichste Ursache "benennen" und dabei vün diner Erhöhung von 0,3 0/0 

bis 60 % (l) gesprochen wird. Diese letzte Zahl mutet absurd an. Es bleiht 
hier alles im Ungenauen. - Wiederum wirdv<Or allem die Bauwirtschaft, die 
Ja im vergangenen Jahr dnen kräftigen Preisauftrieb Z1.1 vIerzeichnen hatte, 
zum Beweis herangezogen. (Nun darf man hierbei aber nicht übersehen, daß 
dies vornehmlich den W.ohnungsbau betrifft.) Es soll hierzu noch einmal aus 
der vmzüglichen Konjunkturanalyse des, IFO"Instituts, MüncAen, zitLert 
werden 26): "Der bisherige Bundesecklohn von DM 2,16 wird mit Wirkung 
v.om 1. April 1956 auf DM 2,24 (um 3,7 v. H.)erhöht. DieSle Heraufsetzung 
der Tariflöhne wird sich in den lohnintensiven Sparten, so insbesondere im 
Wohnungsbau,. in Preissteigerungen niederschlagen. 

Auch in 'einigen Zweigen der baustoffschaffenden Industrie (Industrie der 
Steine und Erden) wurden in v'erschiedenen. Bundesländern L.oh~" und Ge" 
haltserhöhungen v1orgenommen bzw. vorgesehen. Die kohleintensive Baustoff" 
produktion wird durch die V,erteuerung der inländischen Kohle (um 2 DM/t) 
und infolge des sich steigernden Anteils der noch teuer1en amerikanischen K'ohle 
belastet. Wenn diese !<Jostenvedeuerungen im 'einzelnen auch 'recht gering 

, sind, so werden auch sie insgesamt wohl nicht ,ohne Wirkung auf das, Prei5" 
niveau des Baumarktes bleiben." - So ist es zu 'erklären, daß die L'ohn" 'Und 
Gehaltskosten je geleisteter Arbeitsstunde von DM 1,97 im Juni 1955 auf 
DM 2,20 ,im Dezember 1955 stIegen. 21) Aehnliches gilt für die Industrie der 
Steine und Erden, in der dne Erhöhung v.on'DM 1,85 auf DM 2,- zu veJ.i" 
z·eichnen w,ar. 21) - In der "Sägerei und Holzbearbeitung" stiegen die Lohn" 
kosten von DM 1,49 auf DM 1,61. Die Erz.eugerpreis,e fielen dennoch im 
gleichen Zeitraum v,on 304 auf 294 (1938 = 100),21) so daß es unerfindlich ist, 
inwietern in der Denkschrifr v.on 38 % der Sägewerke, die Rede sein kann, die 

24) Siehe hierzu ;),uch diB Uebcrl€gungBn Pirath's hinsiohtllich der Ausglt~:chsabgaoon. 
25) Ergebnisw, a. a. 0., S. 37 H. 
26) Wirtschaftskonjunklur, a. a. 0., S.28. 
21) Wirtschaftskonjunktur, a. a. 0., 2. BeHage, S. 7, 8 unu S.32-34. 
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Preiserhöhungen anmelden konnten. Die Verhältnisse in der Holzv'erarbeitung 
liegen ~ic~t and.ers. Tl'otz höherer Lohnkosten (DM 1,50 auf 1,63) ist hier 
das ~l'elSmV,eau m dem zur Untersuchung stehenden Zeitraum nahezu gleich" 
gebheb~n. (De~ Inde~ der Er~'e~g,erpl'eis'e stieg von 217 auf 218 bei 1938 = 100.) 
-:- E~ heßen sI.ch. wext~re BeIspIele anführen, die dafür Zeugnis ablegen, daß 
m dIesen arbeItSIntensIven Wirtschaftsbereichen vor allem die gestiegenen 
Lohnkosten Pl'eiserhöhungen nach sich gez'Ügen haben, soweit dies die Markt" 
lage gestattete. -

Diese Ueberprüfung der Angaben in den Frageb'Ügen stimmt naturgemäß 
etwas skeptisch, wie ja bei der Interessenlage der Angesprochenen den vielen 
zitierten Zuschriften ,ein für die Erkenntnis der Pmblernlage wohl nur sdir 
bedingter Aussagewert zukommt. 28) 

C. 
Zus,ammenfassung 

Ohne in ,eine weitere Auseinandersdzung mit den in der Denkschrift noch auf" 
geführten Argumenten, Anr,egungen und Kritiken 'einzutreten darf im Rahmen 
dieser methodischen Stellungnahme hierzu abschließend gesagt werden: 

1. Die statistischen Angaben sind zu knapp undundiffer,enziert, als daß man 
aus ihnen einen nachhaltigen Rückgang des W'erkfernv'erkehrs ableiten könnte. 

2. Der repräsentative W,ert der Befragung bleibt ungewiß. 
3. Die Art :und W,eise, in der der Fragebogen den angesprochenen Unternehmen 

. nahegebracht wurde, bedingt in gewiss,er Hinsicht eine Präjudikation der Ant" 
worten. 

4. Der Fragebogen selbst ist undifferenzi~rt und in seinen 'Antworten weniger 
tatsachengebunden als vielmehr interess,enbedingten Einstellungen zugänglich. 

5. P,~lglich sind die Antworten sehr vorsichtig zu beurteilen. Man muß mit Be" 
dauern feststellen, daß dies in der Denkschrift nicht immer geschieht, so daß 
,es zu Interpretationen kommt, die in ihr1em Wirklichkeitsgehalt fraglich sind. 
Verschiedene andere InterpretaUonsmöglichkeiten, denen u. E. ,ein höher,er 
W.ahrsc4einlichkeitsgehalt zukommt, mußten daher angedeutet werden. 

6. Schließlich aber bleibt dn grundlegendes Bedenken: Der der Untersuchung 
zugrunde liegende Z'eitraum ist viel zu kurz, als daß sich bereits jdzt gültige 
und' in die Zukunft weisende Auswirkungen der Beförderungsteuel'erhöhung 
nachweisen ließen. - Nachdem der Fragebogen bereits im Oktober 1955 ver" 
schickt wurde und dn T,eil der Antworten noch' vor Ende des Jahl1es einging, 
ist also von seiten der Befragten kaum 'ein halbes Jahr nach Einführung der 
Beföl1derungsteuer1erhöhung über die Auswirkung dieser .verk,ehrsp'Ülitischen 
Maßnahme berichtet worden. - Bedenkt man Jedoch, daß Anpassungsprozesse 
in der Volkswirtschaft zumeist nicht schlagartig lertolgen, sondern <eine gewisse 
Zeit beanspruchen, s,o wird man sagen müssen, daß sich in diesem kurz·en Zeif" 
raum n'Üch keine definitiv,en Aussag,en trdfen lass,en. Wieviele der Fahrzeuge. 
die im Werkfernverkehr dngesdzt werden, sind z. B. durch die steuerlichen 
Abschreibungssätze bereits amortisiert und könnten daher praktisch zu Enf" 

28) Es ist ja auch bewidmend, daß in keiner der zum Jahro~endc erschi,onencn sorgfältiO'en Kon­
junkturanalr&cn von Auswirkungen clür BcfördcNngstcuoranhebuhg auf dio Prciscnlwicklung ge­
sprochen WIrd. 
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gelten, die die variablen Kosten decken, betrieben werden! Wk vide Möglich~ 
keiten gibt es, die Kosten des W,erkverkehrs innerh~lb der u: nte~nehml~~g 
je nach Marktlage als V,enechnungspl'eise zu manipuheren! Wle vIele Mog~ 
lichkeiten bestehen andererseits, den öffentlichen Verkehr so auszug,estalten, 
daWer in der Lag,e ist, .einen vollw.ertigen Ersatz für die technisch~organisato~ 
Tisch bedingten VorteiIe des W:erkfernverkehrs zu bieten! -. Angesichts 
dieser Umstände muß man schon dne längel1eWirtschaftspenode unter" 
suchen, will man dne endgültige Beurteilung der Beförderungsteiteranhebung 

, 'Vornehmen. 

IU. 

Es ~äremehr ,als naiv, wollte man amlehmen, die Erhöhung der Beförderung~ 
rungsteuer habe überhaupt keine Auswirkungen gehabt. Jede Steigerung dnes 
Kostenfaktors 29) bedingt natürlich V'eränderung im Leben dner Unternehmung, 
sei 'es daß die Rentabilität geschmälert wird, sei 'es, daß neue Absatzwege gesucht 
werd~n müssen, sei ,es gar, daß die Wettbewerbsfähigkeit herabgemindert wird. 
Dies alles wird niemand ,ernstlich bestreiten können. 

Damit ist aber noch kein Einwand gegen die Erhöhung der Beförderungsteuer 
gewonnen, ,eine M,aßnahme, die - wie ,eingangs dargelegt - .~n verkehrspolit!", 
schen Zielsetzungen gründet, nicht aber in Wirtschaftlichkeitsuberlegungen, dIe 
einen bestimmten Gewerbezweig betr,effen. Zwcterlei Kriterien geben über den 
Wert .einer verkehrspolitischen Maßnahme Auskunft. 

1. Ist sie im Rahmen dnes gegebenen verkehrspolitischen Leitbildes zweckvoll 
und .erfolgrdch? 

2. Sind in ihr unzumutbare Belashmgen für einzelne Unternehmen enthalten? 

Der zweite, ,einzdwirtschaftliche Gesichtspunkt ist in diesem Zusammenhang u. E. 
leichter zu übersehen, so daß wir zunächst zu ihm die nötigen Feststellungen 
treffen wollen. - Wie aus der Stellungnahme zur Denk~chrift u. E. hervorgeht, 
ist - abgesehen von ohne ZwlCifel geg,ebenen Einzelfällen .:..- dne unzmnutbare 
Belastung der von der Beförderungsteue~anhebung betrof~enen U:~1tern~~mu?~en 
nicht nachgewiesen. Die Erhebung und Ihre Auswertung, m der Emzelfalle zlhert 
werden über deren Re,alitätsgehalt man sich kein Bild machen kann, lassen derart 
weitgveifende Schlüsse gem!rdlen Char,akters nicht zu. - Andererseits kann man 
der Denkschrift nur beipflichten, w,enn in ihrem Vorwort gesagt wird: "Einer 
weiteren V,erschärfung der steuerlichen Maßnahmen müßte, wie es auch vom 
Gesetzgeber mit der zeitlichen Staffelung der Steuererhöhung beabsichtigt war, 
dne ,endgültige Beurteilung der g,esamten Auswirkungen vorausgehen." 30) E~st 
dann kann man beurteilen, inwieweit die Erhöhung der Tr,ansportkosten Wlr~ 

. kungen zdtigt, "die im Widerspruch zu den mittelständischen und raumpolitischen 
Ziels,etzungen stehen". -

Eine der,art gründliche Untersuchung, in der durch 'ein nicht interessengebundenes 
Gvemium die betrieblichen Verhältnisse im Hinblick auf Produktionsstruktur, 
Kosten~ und Prdsgestaltung, Standortgunst bzw. "ungunst, Absatzraum dc. über" 

29) DiMO Steig()rung heträgt jedoch nicht 200 % (von 0,99 % auf 3 0/0)' w~.e allgemein dar­
g('~tellt wird, da dio Bdörc\.eru'llgsteucr als gcwinmmndc,rndc Steuer anzusehen 'Lst, als Unkoste:n-
faktor, una daher bei der Einkommens'teuer, uor Körpcrschafts.Lcut'lr, der Gewerbesteuer una beim 
Notopfer Berlin nicht mitverst()uert wird. Di,e üffckLlive 13elaslung d()r Unternehmen ist also schon 
von daher geseh()n nicht unbcträ:chtlich niedri~r. ' 
SO) Im Original gesperrt. 
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prüft werden müßten (- sicherlich könnte die Bundesanstalt für den Güter" 
fernverkehr hier wertvolle Hilfe leisten, wenn ihr nur der notwendige Personal" 
apparat zur Verfügung stände - ), ist notwendig, um so mehr, als es sich bei der 
Beföllderungsteuer um ,eine gLobale Maßnahme handelt, die immer problematisch 
ist; wie noch zu zeigen sein wird. -- Damit wäre jedoch die Aufgabe noch nicht 
als ,erfüllt anzusd1.en; denn nicht allein die betrieblichen Auswirkungen sind Mer 
in Betr,acht zu ziehen, w,enn man sich bewußt bleibt, daß die Unt'emehmung iilnmer 
nur Teil der gesamten Volkswirtschaft ist, dellen Ausprägung ihr ja erst die 
Existenzmöglichkeit schafft. Es kann also durchaus möglich sein, daß man trotz 
Feststellung nachteiliger Auswirkungen .einer wirtschaftspolitischen Maßnahme 
auf dnzdne Unternehmungen bei 'einer volkswirtschaftlichen Urreilsfindung zu 
einer die wirtschaftspolitische Maßnahme bejahenden Stellungnahme kommt. 
(Dies,er Gedanke findet ja z. B.auch in der v,on niemandem 'ernsthaft bestrittenen 
Forderung nach der Steuerprogression, der "gleichen V'erhältnismäßigkeit" des 
Steuel1opfers, seinen Ausdruck.) Hier müss,en dann ,eben zugunsten eines den 
Schwächeren begünstigenden Instruments v,om Stärkeren Opf'er gebracht werden. 
- Man darf dieses ,alte Prinzip der "ausgleichenden Gel1echtigkeit" bei der Frage 
der "Zumutharkeit" nicht außer acht lassen, und man mag daraus ,ersehen, wie 
vielschichtig die Untersuchung dieser Problemlage ist. - Man kann nicht sagen, 
daß in der vorliegenden Denkschrift bereits dne sdiche gründliche und um~ 
fass·ende Untersuchung vorläge. Diese Aufgabe ist bislang noch nicht gelöst. 

Schwieriger ist die ,erst,e Frage zu beantworten, die zugleich eine grundsätzliche 
wirtschaftspolitische Entscheidung fordert. 31) Es geht darin, wte wir feststellten, 
um dn "verkehrspolitisches Leitbild", das hier als wirtschaftspolitisch gegeben 
angesehen werden muß, über dessen ökonomische Berechtigung hier nicht zu 
befinden ist. 

In der ,ersten Beratung des Entwurfs dnes Verkehrsfinanzgesetzes 1954 32) kommt 
dies,es verk,ehrspolitische Leitbild zum Ausdruck. Es wird darin gesagt, daß die 
nicht marktwirtschaftlich 'entstandenen Disproportionen im V,erkehrswesen, die 
"strukturellen V,erz,errungen" gleichkommen, beseitigt werden müssen, um "wieder 
gesunde Rdatwnen zu schaffen". Dabei werden folgende Leitsätze .aufgestellt: 
"Erstens: Das gemeinwirtschaftliche Sysrem der Deutschen Bundesbahn wird 
beibehalten, insbesondere im Intel1esse der l'evierfernen Gebief.e. Zweitens: Die 
,W,cttb,ew1erbsb',eidingung,en von Schi'en'e und Str,aß,e werden 
soweit wte möglich ,einander angeglichen. Drittens: Ein ,e c h t ,e r L ,e ist u n g s " 
,w,e t t b ,e w ,e r b wird gewährleistet. Vi'ertens: Eine fr le i ,e Pr 'e i s bi 1 dun g 
auf dem Gebiete des V,erkehrs bleibt ausgeschLossen." - "Ein Hauptziel der ver" 
kehrspolitischen Gesamtkonzeption der Bundesregierung ist die Ein d ä m m u n g 
des W,erkv1erbehrs. Solange sich der \Y/.erkverkehr, vor allem der W'erb 
fernv,erkehr, völlig frei ,entwickeln kann, solange die Abschreibungsvorschriften 
in der Einkommen" und Körperschaftsteuer sogar für die Firmen dnen besonderen 
Anreiz bieten, eigene Lastkraftwagen zu kaufen und zu betreiben, muß jeder Ver" 
such scheitern, den gew,erblichen V,erkehrsunternelunungen angemessene Beförde" 
rungsentgelte zu sichern und durch Tarife zu dner 'Organischen Aufgabenteilung 
zwischen den V,erkehrsträg,ern ZU gelangen." 

31) Etwa in dem Sinne, daß man zwi'sdHm "markttcchnischen" od()r .. zcntralvcrwaItungswi1rlschafL-
lichen" EingriHen zu entscheiclon hahen w;rd. . 
32) Drucksacho 573,38. Sitzung des 2. Deutschen Dundestages VOlll 9.7.1954, S. 1777 une! S, 1785 
und S.1788. 
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Wir werden uns nun also mit der Frage zu befassen haben, ob die Anheblmg der 
Beförderungsteuer dne diesen Zielen ".adäquate" Maßnahme darstellt oder nicht. 
- Zweifellos hat Jede globale Maßnahme den großen Nachteil, "Ger,echte" wie 
"Ungerechte:-zu treffen. Das gilt auch für dk Beförderungsteuer trotz ihrer 
Differenzierungen durch Ausnahmeregelungen. - Nun darf man aber nicht, wie 
dies z. B. in der Denkschrift geschi:eht, diese Maßnahme aus dem gesamten Ur" 
sachenkomplex herauslös'en und bei der Untersuchung ihrer Auswirkungen die 
allgemeine Zielsletzung und die Int!erdependenz aller wirtschaftlich relevanten 
Fakten außer acht lassen. - Das Y,erkehrsfinanzgesetz soll dn Beitrag zur Her" 

stellung der dringend notwendig,en Y,erkehrsordnung in der ,deutschen Verkehrs" 
· wirtschaft sein. 33) Diese, als Ziel gegebene, Y,erkehrsordnung ist gemeinwirf" 
schaftlich geprägt und durch die Entwicklung des W·erkfernverkehrs unbestreitbar 
gestört worden. - Während der Beförderungsteuersatz vlOn DM 0,099 als Mittel 
aus verschiedenen Komponenten errechnet worden ist und etwa der Belastung 
des gewerblichen Güt,erfernverkehrs ,entspricht, ist die Erhöhung der Befördenmg" 
steuer keine spitzte Berechnung, sondern ,eine Maßnahme mit Ausgleichscharakter, 
die rein v·erkehrspolitischen Charakter hat. Als solche ·kann sie ,ohne weiteres 
für brauchbar angesehen werden zur Durchsetzung des v,erkehrspoUtischen Ziels 
einer Eindämmung des W,erkfernv'erkehrs. Die Frage ist also mehr eine graduelle 
denn 'eine'ess,entielle, und man wird prüfen müssen, inwiewdt 1. durch die bi~ 
herig.e Anhebung r,aumpolitisch unerwünschte Wirkungen ·erzielt worden sind und 
2. durch ,eine weitere Anhebung die Marktposition der Unternehmen in nicht 
vertretbarer Wdsle geschwächt werden wird. In beiden Fällen lassen sich dann 
entsprechende Entscheidungen treffen. 

Damit sind ,aber angesichts der ambivalenten Wirkung der Beförderungsteuer 
· in Richtung auf eine bessere Durchsetzung der Y,erkehrsordnung und in Richtung 
auf dne . Erschwerung von PXQduktion und Absatz der' Unternehmungen die 
Probleme .nicht ,erschöpft. 

In der Denkschrift wird richtiger~eis!e darauf hingewiesen, daß der öffentliche 
Y,erkehr 'in der Lage s!ein muß, die Aufgaben, di:e der W,erkfernverkehr bislang 
erfüllte, dort zu übernehmen, wo dieser nun im Gefolge der die unt·ersch~;!dlichen 
Bedingungen des Marktzugangsausgleichenden Beförderungsteueranhebung nicht 
mehr seine K,osten deckt. Es wird hierbei von "Unterw,egs" und Y,erteilertarifen" 
im gewerblichen GüterEernverkehr gesprochen. Es wird weiterhin auf die man", 
gelnde Anpassungsfähigkeit der Bundesbahn 31) an die Bedürfnisse der Wirt", 

· schaft hingewiesen. Es wird außerdem v'on der Einhaltung der Liefertermine, der 
sQrglichen Behandlung des Transportgutes gesprochen. - Dies altes sind Hin", 
weis,e, denen man gar nicht 'ernsthaft genug nachgehen kann; denn es geht ja 

33) Wenn sich hierbei Nachteile zu Lasten der nentaJyi1~tät ClinlJelner Betl1~ebc ergehen, so ist damlt 
noch nichts gegen eine Maßnahme gesagt, die aHgemoine verkchrspoliLische Zjd~etzungcn verfolgt., 
wio an anderer SteNe ausgeführt wurde. Dieso Nachtollie kann man ja - zUinächs.t olme Berück­
&ichtigung der SituaLion des cir2)elr~cn BBtrieb - so interproLi,oren, daß zuvor ehen YorLoile "lU 

Lasten" der Y,erkehrsordnung he.~tanden habon. . 
31) DemS'eS'0nüoor wird die "hesondC':l'O Anpassungsfähigkeit de~ 'Werkverkehrs" an dio Bedürfnis!»C 
des Eill2JClJyetrieoos als Grund dafür angeS'0hen, daß ür in vielen Betriehen trotz Anhebung lkr 
Befönlerungsteuer heihehalten wurdo. Nun wi,ru man freilich in dieser "he90nc1eren Anpassung~­
fähigkeit" vor allem g.ew1sse Kos'tenvortei1e des 'Werkverkehrs sehen müssen, di-o in dflr günstigc~'l1ll 
Ausgangsstellung, den AbschrcibungsmöglidlkeiiLcn u. a. ihre Begründung finden. Es i·st daher 
recht einleuchtend, wenn weiterhin gesagt wird, daß "diCdos,tärkere Anpassungsfähigke·it im Wett­
hewerb ,der vVirtschaft h,mLe eine entschoidcnde Holle spieLe". 
ErgehIlls·se, a. a. 0., S.48. 
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darum, den Unternehmungen ,einen möglichst vollwertigen Ersatz für ihren ehe" 
maligen ~erkfernv:erkehrsappar.at zur V,erfügung zu stellen ... notwendige Er" 
gänzung der den W,erkfernverkehr .einschränkenden Maßnahmen. Wdtel'e Ueber" 
legungen in dieser Hinsicht finden sich in der Abhandlung von Hamm über 
die Möglichkeiten einer "Einordnung des \Verkverkehrs in den Gesamt" 
verkehr".35) - Man muß sich darüber klar sein, daß qlme die Ermöglichung 
eines technisch~organisatorisch geeigneten Ersatzv·erkehrs für den einzudämmen" 
den W,erkverkehr, die v,erkehrspolitische Maßnahme der 'Beförderungsteue~ 
an hebung Stückwerk bliebe, und privat~ wie volkswirtschaftlich starker Kritik 
,ausgesetzt würdel 

Schluß 

Es wird noch sehr sorgfältiger Bemühungen lind 'ebenso sehr differenzierter 
Untersuchungen bedürfen, bis man aus der Entwicklung des W,erkfernverkehrs 
gültige Schlüsse auf die Auswirkungen der Beförderungsteuer·erhöhung ziehen .' 
kann. Der Z,eitraum dnes Jahres dürfte ein Mindestmaß darstellen, das für die 
Beurteilung zur Y,erfügung stehen muß. Erst dann könnten die Entscheidungen 
des Y,erkehrsfinanzgesebes gegebenenfalls dne Modifizierung ,erfahren, könnten 
unbillige Härten ihren Ausgleich finden. Zugleich ist es aber .,.... wie dargelegt -
notwendig, die Möglichkeiten 'eines vollwertigen Ersatzv,erk,ehrs durch die öffent" . 
lichen Y,erkehrsträger zu aktiviel1en, um die ·endgültigen .y,olkswirtschaftlichen 
Auswirkungen dieser verkehrspolitischen M.aßnahme, die - wie wir sahen - ein 
der Durchsetzung des Ziels durchaus a.däqu,ates Mittel 4arstellt, erkennen zu 
können. Dieses Vorgehen ist dne Forderung der Interdependenz, in der alle 
ökonomischen Vorgänge stehen. Es ist zugleich d~e ,Forderung einer v,eranf" 
wortungsbewußten Arbeit an der Y,erwirklichung des verkehrspolitischen Ziels: 
einer den Intel1essen des Einzelnen wie der Gesamtheit g·erecht werdenden Yer" 
kehrsordnung. . ' ... 

; 

b5) In: Zeitschrift für Vcrkch~swi6~en5chaft 1956, lIeft H, S. 53 ff., inshesond(~ro S. 70-73 .. 


